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Verkündet

am 11„ April 1957

Im N a m e n d e s V o 1 k e 3
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Klägers und Revisionsklägers9

gegen
oooooou.■aiovoo■o■ocD.COQBOOGICOOOGOQIOUO

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts
'äuf die mündliche Verhandlung vom 110 April

1957 für Reéht erkannt: '

Die Revision gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 160 Juli 1954 wird

als unbegründet zurückgewiesen0

Außergeriohtliche Kosten sind nieht
zu er«

stattens
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Nach Vertundung im ersten Weltkrieg war bei dem Kläger "Schuß—

brueh des Itdmen'Untererms mit Aufhebung'der Drehfähigkeit,
Bewegungsbesehränkung der Finger; beSonders des Daumens, und
Herabsetzung der rohen Kraft der rechten Hand auf die Hälfte
infolge Verwundung durch Gewehrgesehoß" als Dienstbesehädigungsw

folge nach dem Reichsversorgung9gesetz (RVG)‘mit einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 40 vo}!9 anerkannt werden„
1933 machte der Kläger als weitere Dienstbeschädigung ein

>Augenléidengeltende Bei einem1929gestellten Rentenerhöhungea
antrag wegen Versehlimmerung der anerkannten Leiden war das
Augenleiden nicht erwähnt werden° Der Antrag wurde am 270 Juli
1933 abgelehnt, weil ein ursächlicher Zusammenhang mit dem
Militärdienst nicht be3tehe; das Versorgungsemt bezog sich da—

bei auf die Musterungsunterlegen, die bereits 1914 ergeben

hatten, daß die Sehkraft geschwächt sei°

1950 beantragte der Kläger beim magistrat von Groß«Berlin Ver—

sorgung nach dem Berliner Gesetz über die Versorgung von Kriegs—

und Militärdienstbeschädigten sowie ihren Hinterbliebenen vom
240 Juli 1950 (KVG) wegen des früher anerkannten Körperschadens

und nahezu vollständiger Erblindung des rechten Auges° Mit Be—-
ischeid vom 70 Dezember 1950 erkannte der Magistrat von Groß—

Berlin den früher anerkannten Körperschaden auch als Schädi»

gungsfolge nach dem KVG ano Das Augenleidén lehnte er als

Schädigungsfolge ab, da nach 5 37 Absn 5 Buchst° a KVG An—

sprüche aus
Gesundheitsschäden‚ die während einer vor dem 10

September 1939 liegenden Dienstleistung eingetreten sind, nur

geltend gemacht werden könnten, wenn sie nach bisherigen ver—-

sorgungsrechtlichen Vorschriften bereits als Leistungsgrund en—

erkannt worden seien; das Augenleiden sei schon mit Bescheid

vom 27 Juli 1933 rechtskräftig abgelehnt werden° Der Bescheid

vom 7 Dezember 1950 ist nicht angefechten werdeno

Im Umenerkennungsbescheid nach dem BVG vom 50 November 1951 hat

das Versorgungsamt die bisher anerkannten Schädigungsfolgen

mit der gleiehen MdE„ übernommenund erklärt‚ daß es bezüg—
lich des Augenléidens bei der Ablehnung, wie im Bescheid vom
7° Dezember 1950 angegeben, verbleiben müsse° Das Landesverw
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sorgungsemt Berlin wies den Einspruch des Klägers gegen die

Ablehnung des Augehleidens unter-Bezugnahme auf @57 Abs„ 5
KVG‚_@57 Abs° 2 BVGin Verbindung mit der rechtskräftigen '

Ablehnung von 1933 zurücko

Mit Urteil vom 100 November 1953 hat das Versorgungsgerieht
Berlin die Klage auf Anerkennung des Augenleidens als Ver—

sorgungslciden und Gewährung einer Versorgungsrente abgem'

wiesen° Der Anerkennung des Augenleidens stünden zunächst
schon die Ausschlußfristen des 5 37 Abs„ 5 des KVGund des
5 57 Abs„ 2 des BVG entgegen; es handele sich insoweit um
eine Gesundheitssehädigung_aus dem ersten Weltkrieg, die

nicht bereits nach früheren versorgungsrechtlichen Bestim—'
mungen anerkannt gewesen sei und auch nicht mit den aner»

kannten Leiden in Zusammenhang gebracht werden könneo Abge—
sehen davon sei auch ein ursäehlicher Zusammenhangmit dem
Wehrdienst nicht Wahrscheinlich und die Ablehnung daher sach—

lich gcreehtfertigt„ Das Urteil enthält den Hinweisg daß da—

gegen nach 5 41 Abs„ 3 KVG Berufung eingelegt werden könneo

Das Landessezielgericht (LSG) Berlin, auf das die Berufung

des Klägers gemäß @ 218_Abso 6 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) übergegangen ist, hat mit Urteil vom 16° Juli 1954 die
Berufung als unzulässig verworfen„ ter Zeitpunkt der Be—‘

rufungseinlegung (160 Januar 1954) sei maßgebend dafür, ob
Berufung gegen das Urteil des Versorgungsgerichts zulässig

sei° Die Zulässigkeit richte sich daher nach @@143 ff° SGG°

Nach 5 148 Nro 1 SGG sei die Berufung jedoch ausgeschlossen,

da der Antrag_des Klägers wegen Fristversäumnis abgelehnt

wurde° Die Rechtsmittelbelehrung nach dem KVG enthalte keine

Zulassung der Berufung nach 5 150 Nr„ 1 SGG°Revision wurde V
zugelasseno' '

Der Kläger hat_mit der Revision beantragt‚ unter Aufhebung

der Vorentseneidungen seine Berufung gegen das Urteil des

Versorgungsgeriehts vom 100 November 1953 für zulässig zu
erklären und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ente
scheidung an das LSG° zurückzuverweisen° Die Zulässigkeit
der Berufung müsse nach dem Verfahrensrecht beurteilt werden„}

das z.Zto der Einlegung des Reehtsmittels Geltung habe° DieJLaw – Gesetze und Urteile
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Rechtsmittelbelehrung durch das Versorgungsgericht sei als Zu—

lassung der Berufung nach 5 150 Nro 1 SGGanzusehen°
Der Beklagte hat beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt. Sie ist in—
folge Zulassung durch das LSG„ gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr° 1 SGG

statthaft° Dabei ist unbeschtlich„ob die Rechtsfrage, wegen

der die Zulassung erfolgte, noch im Zeitpunkt der Entscheidung

des Revisionsgerichts von grundsätzlicher Bedeutung iÜto Die

Rechtsfrage wurde bereits vom Bundessozialgericht, u.a„ von er—
kennendenSenat, entschieden (ESG°1, 208)„ Danachist die Zu—
lässigkeit der Berufung gegen ein nach früheren Recht ergangenes
Urteil nach altem und nach neuem Recht zu prüfen°

Nach altem Recht‚ d°h. nach dem KVG, war die Berufung gemäß 5

41 Abso 3 KVG allgemein möglich. Eine Zulassung wegen grund—

sätzlichér Beüeutung wie in 5 150 Nr° 1 SGGwar im KVG nur in

den in $ 45 Abs„ 2 genannten Fällen möglich, in denen das Ver——
sorgungsgericht endgültig entschied° Der, wenn auch an unge—
wöhnlichcr Stelle hinter dem Urteiletenor stehende Vermerk über

die Zulässigkeit der Berufung ist daher als Rechtsmittelbelchrung

anzusehen, nicht als Zulassungsausspruch, der nach damaligen

Verfahrensrecht in einem Fall wie dem vorliegenden gar nicht er—
forderlich waro

Nach neuem Recht ist die Berufung dagegen nicht zulässig„ Die

Rechtsauffassung des LSG.‚ daß die Berufung gemäß 5 148 Nr° 1
SGG ausgeschlossen sei, ist nicht zu beanstanden0

Zwischen den Beteiligten besteht zwar Streit über den ursäch—

lichen Zusammenhang des Augenleidens mit dem Wehrdienst, was

nach 5 150 Nr„ 3 SGGdie Berufung zulässig machen könnte° Diese
Vorschrift kann jedoch nur zur Anwendung kommen, wenn die Be—

rufung nicht durch 5 148 Nr° 1 SGG ausgeschlossen ist„ Denn sonst

würden über den Umweg des 5 150 Nr() 3 SGG auch Eerufungen, die

lediglich die formale Leistungsvoraussetzung der rechtzeitigen

Antragstellung betreffen, zulässingerden, was keineswegs dem

Willen des Gesetzgebers entsprechen kann„ Vielmehr ist das Ver—

hältnis von 5 150 Nro 3 zu € 148 Nr° 1 SGGso aufzufassen, daß
5 150 Nrc 3 SCS nur solche Streitfälle erfassen will und kann“

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...5..

bei denen neben der Kausalität die formale Voraussetzung des

rechtzeitigen Antrags nicht streitig ist„ Ob dies der Fall
ist, richtet sich bei @ 150 Nr„ 3 SGG nach dem Inhalt des

Urteils des Sozialgerichts (BSG° 3 S0 271)° Das Urteil des
Versorgungsgerichts hat aber die Klage wegen Versäumung der

Ausschlußfristen abgewiesen„ Wenn es daneben auf die Frage

der Kausnlität eingegangen istg so ist das eine zusätzliche

Erwägung‚ die das Urteil nicht trägto

Die Berufung iSt nach 5 148 Hr° 1 SGGnicht zulässig wennv

das Urteil einen Antrag betrifft, der wegen Fristversäumnis

abgelehnt werden ist° Das ist hier hinsichtlich des Antrags

des Klägers auf Versorgung wegen des Augenldidens der Fallo

Der Kläger, der bereits 1933 verspätet (Arto 2 der VO des

Reichspräsidenten v° 26„7930‚ vierter Abschnitt, dritter

Titel‚ Reichsversorgung —RGB103I S° 311 13217)_ein Augen—
lcidcn als Hehrdienstfolge vergeblich geltend machte0 hat

1950 diesen Antrag wiederholto Der Antrag ist im Bescheid

vom 70 Dezember 1950 unter Bezugnahme auf 5 37 KVG abge«

lehnt werden, dena nach einer Bestimmung, die eine Frist

vorschrieb, die nur in Ausnahmefällen nicht gewahrt zu

werden brauchte (Abs„ 5 a.aooo)o Dieser Bescheid ist rechts—
kräftig gewordeno

Der Umanerkennungsbeseheid nach dem BVG erwähnt zwar nicht

ausdrücklich die 55 56 und 57 des BVG, er verweist aber
hinsichtlich des Augenleidens auf die Ablehnung im Bescheid

vom 70 Eezember 19500 Auch nach dem BVG ist die Anerkennung

eines Augenleidens wegen Fristversäumnis abgelehnt werdeno

Denn in der Einspruchsentscheidung des Landesversorgungsamts

vom 270 Januar 1953, die in entsprechender Anwendung des

@95 sec den Gegenstand der Klage bildet, wird unter aus-
drücklichem Hinweis auf s 37 Abs° 5 KVGund %57 Abs„ 2 BVG
ausgeführt, daß Schädigungen, die vor dem In September 1939

eingetreten seien, nur noch geltend gemacht werden können‚

wenn sie nach früheren versorgungsrechtlichen Bestimmungen

anerkannt gewesen sind oder mit anerkannten Gesundheits—

störungen im ursächlichen Zusammenhang stehen°

Auch das Urteil des Versorgungsgerichts stellt die Abweisung
der Klage grundlegend auf die Fristbestimmungen aba Die Be—JLaw – Gesetze und Urteile
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rufung wäre daher nur zulässig gewesen, Wenn ein Ausnahmefall des

5 57 BVG geltend gemacht würdeo Dies hat der Vorderrichter ohne

Rechtsirrtüm verneint° Ngch 5 57 Abs„ 2 BVGkönnen Versorgungs—
ensprüehe‚ die auf eine échädigung währcnd einer vor dem„l° Sep—

geltend gemacht werden, wenn es sich um Gesundheitsstörungen han—

delt, die auf einen vor Inkrafttreten des BVG gestellten Antrag

als Folge einer Schädigung enérkennt werden sind Oder mit einer

anerkannten Gesundheitsstörung im ursächliehen Zusammenhang steheno

Unstreitig ist die Dienstleistung des Klägers vor dem lo September

1939 beendet gewesen» Ebenso steht fest, daß das Augenleiden vor
Inkrafttreten des BVG nicht als Schädigungsfolge anerkannt wurde‘

und schließlich ist_offeneiehtlich —und auch nicht behauptet
werden «, daß das Augenleiden mit den als Versorgüngssdhaden än—

er%annten Arm— und Fingerverletzungen nicht ursächlich zusammen—

hängt„ ' ' '
,

Da somit ein Ausnahmefell nach 5 57 Absg 2 BVG nicht geltend ge—
macht wird, war die Berufung gemäß 5 148 Nro 1 BVG ausgeschlossen„

Mit Recht hat sie daher das LSG° als unzulässig verworfeno

Die Revision war daher als unbegründet zurückzuweisenq

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @193 SGGQ
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